
Paris (ap/dpa). D er Generalsekretär des Atlantikpaktes, 
Spaak, hat B erlin  als ein unmittelbares N ATO -Prob lem  be­
zeichnet. A u f einer Pressekonferenz am Vorabend der drei­
tägigen Atlantikrat-Sitzung sagte er, jeder A n griff auf die 
Truppen der drei Westmächte in W estberlin  würde „d ie im 
N A T O -V ertrag  vorgesehenen Verpflichtungen auslösen“ . In  
Paris ja g te  eine Konferenz die andere. Aus der V ielzahl sind 
zu nennen: eine Sitzung des OEEC-Ministerrates über den 
Gemeinsamen M arkt und die Freihandelszone, eine Tagung der 
Westeuropäischen Union über Rüstungsfragen, getrennte Unter­
redungen des französischen Ministerpräsidenten de Gaulle m it 
US-Außenminister Dulles, Bundeswirtschaftsm inister Erhard 
und Italiens M inisterpräsident Fanfani, von denen das Gespräch 
m it Dulles das w ichtigste war, und eine Besprechung des Bun­
desverteidigungsministers Strauß m it dem NATO-Oberbefehls- 
haber Norstad.
D ie  Berlin -Frage w urde zum 

zentralen Thema der Atlantik- 
Konferenz. Eine Vorentschei­
dung w ar gefallen, als die- 
Außenminister der drei W est­
mächte und der Bundesrepublik 
ihre Entschlossenheit bekrä ftig­
ten, ihre Position  in  W estberlin 
und ihr Recht auf fre ien  Zu­
gang zur Stadt zu wahren. D ie 
Westmächte werden noch im 
Dezember auf die Moskauer 
Forderung antworten, W estber­
lin zu einer „Freien  Stadt“ zu 
machen. Eine Übertragung von 
Kontrollrechten an die Sow jet­
zonenbehörden haben die W est­
mächte —  w ie es heißt vor 
allem auf amerikanischen 
Wunsch —  eindeutig abgelehnt. 
Offen ist jedoch, w iew eit der 
W esten geneigt sein w ird , V er­
treter der Sowjetzone als „Be­
auftragte der Sowjetunion“ an 
den Kontrollpunkten der W ege 
von und nach B erlin  anzuerken­
nen. D ie Deutsche Bundesregie­
rung ist m it dem Ergebnis der 
Berlin-Verhandlungen in  Paris  
vollkommen zufrieden.

W ie  NATO-Generalsekretär 
Spaak m itteilte, sei Berlin  
durch die Anwesenheit von 
Truppen der drei Westmächte 
durch den N ATO -Verteid igungs- 
vertrag  gedeckt. Jeder A n griff 
auf die Truppen der W est­
mächte löse die im  Atlantikpakt 
vorgesehenen vertraglichen V er­

pflichtungen aus. Eine Unter­
brechung der a lliierten Verb in­
dungslinien nach Berlin w ird  
nach Ansicht’ Spaaks nicht als 
Aggression betrachtet werden; 
er fügte aber hinzu, was nach 
einem solchen Schritt käme, 
könnte durchaus in diesem 
Sinne angesehen werden.

„Dreier-Direktorium“
Nach ihren Berlin-Beratungen 

werden die N ATO -M itg lieder 
andere weltpolitische Problem e 
anschneiden, wobei die F rage 
engerer politischer Konsultatio­
nen im  Vordergrund steht. H ier­
zu gehören auch die Vorschläge 
de Gaulles über Beratungen 
außerhalb des NATO-Bereiches. 
D ie  B rie fe  de Gaulles an Präs i­
dent Eisenhower und den b ri­
tischen Prem ierm inister Mac- 
m illan über die B ildung eines 
„D reier-D irektorium s“ stehen 
nach M itteilung Spaaks aber 
nicht gesondert auf der Tages­
ordnung. A ls sehr wahrschein­
lich  bezeichnete es Spaak, daß 
der Rapacki-Plan •— B ildung 
einer' atomwaffenfreien Zone in 
M itteleuropa —  im  Zusammen­
hang m it den Ost-West-Bezie- 
hungen erörtert w ird.

In  dem am Dienstag ver­
öffentlichten Kommunique heißt 
es u. a . : D er Atlantikrat tritt 
in  vollem  Umfange den A uffas­
sungen bei, die durch die R e ­

gierungen der USA, des V er­
ein igten Königreichs, F rank­
reichs und der Bundesrepublik 
Deutschland in ihrer Erklärung 
vom  14. Dezember 1958 zum 
Ausdruck gebracht wurden.

© D ie von der Sowjetunion 
erhobenen Forderungen haben 
eine ernste L a g e  geschaffen, 
der m it Entschlossenheit begeg­
net werden muß.

® D er Rat erinnert an die 
Verantwortungen, die jed er 
M itgliedsstaat in bezug auf die 
Sicherheit und W ohlfahrt B er­
lins und die Aufrechterhaltung 
der Position  der drei Mächte 
in dieser Stadt übernommen 
hat. D ie M itgliedsstaaten der 
N A T O  könnten keine Lösung 
der Berliner F rage gutheißen, 
die das Recht der drei W est­
mächte, so lange in Berlin  zu 
bleiben, w ie  es ihre Verant­
wortlichkeiten erfordern, in 
F rage  stellt, und die nicht die 
F reiheit der Verbindungslinien 
zwischen dieser Stadt und der 
fre ien  W e lt  gewährleistet. D ie 
Sowjetunion wäre fü r jede H a l­
tung verantwortlich, die dazu 
führen würde, diese fre ie  V er­
bindung zu behindern oder 
diese Freiheit zu gefährden. 
D ie zwei M illionen Einwohner 
W estberlins haben soeben in  
fre ier W ahl m it überwältigen­
der Mehrheit ihre Zustimmung 
und Unterstützung fü r diese 
Position erneut bestätigt.

© Der R at ist der Ansicht, 
daß die Berliner F rage nur im  
Rahmen eines Abkommens m it 
der Sowjetunion über die ge­
samte Deutschlandfrage ge­
regelt werden kann. E r ru ft in  
Erinnerung, daß die W est­
mächte sich w iederholt bereit 
erk lärt haben, dieses Prob lem  
ebenso w ie die der europäi­
schen Sicherheit und der A b­
rüstung zu prüfen. Sie sind zu 
einer Diskussion a ller dieser 
F ragen  nach w ie vor bereit.

Berlin ist NATO-Fall
Die W estm ächte sind zum  Bleiben entschlossen — Mein zum  Sowieiplan

B erlin  17. D e z e m b e r  N r. 49 / 11. Jahrg.
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Zweite Drohung
D T . V ierzehn Tage  nach Be­

kanntgabe der sowjetischen 
Note gegen Berlin  erfo lg te  nun 
die zweite Drohung. Sie ist im 
Ton  noch schärfer und der 
Sache nach fragwürdiger. Das 
aber kann nicht damit erklärt 
werden, daß eine o ffiz ie lle  So­
w jetnote etwas anderes sei als 
eine Erklärung der ebenfalls 
offiz ie llen  sowjetischen tass- 
Agentur. Vielmehr soll die 
Sorge und Erregung um und in 
Berlin  weiter geschürt werden. 
D ie massive Fortsetzung des 
Nervenkrieges gegen schwäch­
liche Gemüter hat Moskau um 
so nötiger, als die erste D ro­
hung eben nicht den erwünsch­
ten E rfo lg  brachte, w ie  die Ber­
liner W ähler bewiesen. Man 
fra g t sich, ob und w ie o ft Mos­
kau derartige Attacken noch 
wiederholen w ird. Aber man 
kann schon je tz t von Berlin  aus 
die Antw ort geben, daß gerade 
derart periodisch w iederkeh­
rende Drohungen abstumpfen 
und eher zur Beruhigung der 
Nerven  in  dieser Stadt bei­
tragen.

Denn: solche hektischen D ro­
hungen sind alles andere als 
Ausdruck eines sicheren und 
souveränen sowjetischen Stand­
punktes. Sie sind vie l eher ein 
Zeichen fü r Unruhe, Unsicher­
he it; sie sind ein lautes Ge­
schrei, das den Unmut über das 
Fehlschlagen der ersten Dro­
hung vom  27. Novem ber über­
tönen soll. Und zu diesem Un­
mut —  der einem gehörigen 
sowjetischen Prestigeverlust 
entspricht —  hat Moskau auch 
durch die Haltung der W est­
mächte allen Anlaß.

D er Gedanke lieg t nahe, daß 
Moskau auf die Konferenz der 
westlichen Außenminister einen 
Druck ausüben möchte, auf Un­
ein igkeit und „weiche Stellen“ 
hei den Konferenzteilnehmern 
spekulierend. Aber auch den 
Sowjets sollte k lar sein, w ie 
leicht aus einer solchen Speku­
lation eine Fehlspekulation 
werden kann. Sie müßten ge­
merkt haben, daß sie m it D ro­
hung und Druck in der Berlin- 
F rage  eine harte Abwehrge­
meinschaft geradezu provozie­
ren, B ei (dieser Überlegung

stimmt allerdings bedenklich, 
daß sich die Sowjets immer 
w ieder als schlechte Psycholo­
gen erwiesen haben, wenn es 
um die Einschätzung der poli­
tischen W iderstandskraft der 
Berliner und um die Reaktion 
des Westens überhaupt ging.

*
D ie diktatorischen Machtha­

ber a ller Zeiten quittieren ihre 
M ißerfolge sehr leicht m it dem 
eigensinnigen Nun-erst-recht. 
Le id er finden sich im  W esten 
immer w ieder überschlaue E in­
zelgänger, deren vom Wunsch­
denken getrübtes Auge selbst 
in einer so prim itiven Droh- 
und Einschüchterungserklärung 
nach „positiven Ansatzpunkten“ 
fü r ersprießliche Verhandlungen 
sucht, —  bis zur nächsten kal­
ten Dusche aus Moskau, über 
die tass-Agentur hat Moskau 
erneut k lar betont, daß ent­
w eder die Truppen aus Berlin 
abziehen oder das Thema nicht

.D T. Den Sowjets w ird  gern 
nachgesagt, sie seien M eister 
im  „tim ing“ ; sie starteten also 
ihre Aktionen zu Zeitpunkten, 
die ihnen günstig sind. Daß sie 
es mindestens sein wollen, muß 
man ihnen nach dem Droh-Ex- 
zeß, den sie drei Tage vor den 
Pariser Besprechungen in  die 
W e lt  schickten, zugestehen. 
Aber verraten sie nicht m it In ­
halt und Stil ihrer Attacken 
vie l eher, w ie schlechte Kenner 
sie der Völker und Staaten sind, 
deren gemeinschaftliches Zu­
sammenwirken ihnen ein Dorn 
im  Auge ist? Es kann den So­
w jets  doch nur daran liegen, 
Verständnis fü r ihre Absichten 
—  wenn nicht in allen —  so 
doch in dem einen oder anderen 
Land aus der westlichen Ge­
meinschaft zu finden. Schon 
gar ist ihr dauerndes w eltpoli­
tisches Bestreben doch dahin 
gerichtet, die Gemeinsamkeit 
des westlichen Handelns aufzu­
weichen. Sie haben fü r diese 
Absichten in den letzten Jahren 
vie le  W ege beschritten. Sie 
haben Frankreich gelockt und

mehr Gegenstand von Verhand­
lungen sein w ird.

M it dieser Erklärung w ill 
Chrustschow vorbauen. Wenn 
nämlich seine utopischen V or­
schläge abgelehnt werden (wo­
m it er fraglos rechnen mußte), 
dann w ill er damit die Diskus­
sion um B erlin  zum Verstum­
men bringen: w eil sie ihm mehr 
als unangenehm ist. Doch ein 
solcher Wunsch kann sich nicht 
erfüllen. D ie Frage Berlins 
w ird  immer w ieder aufgewor­
fen  werden, sie ist erwiesener­
maßen zu bedeutungsvoll, um 
bei Verhandlungen über Europa 
negiert • zu werden. Wenn 
Chrustschow, w ie behauptet 
w ird , eine Gipfelkonferenz an­
strebt und noch dazu in den 
Verein igten Staaten, um W elt­
geltung und -anerkennung zu 
erreichen, dann w ird  ihm Ber­
lin  entgegengehalten w erden : 
Auch und gerade vor der ame­
rikanischen Öffentlichkeit.

gegen  England ausgespielt. Sie 
haben die große Partnerschaft 
m it den Verein igten Staaten fü r 
ein Protektorat über die k lei­
neren Mächte beschworen. Sie 
haben m it der E igenw illigkeit 
Englands und des Common­
wealth gegenüber den europä­
ischen Nachbarn operiert. Aus 
all diesen Störversuchen sind 
nie anhaltende W irkungen zu 
ihren Gunsten entstanden. Nun 
aber malen sie, damit ein ge­
schichtliches Gespenst beschwö­
rend, die böse deutsche Macht­
g ie r  als eine Gefahr gegen die 
westliche Gemeinschaft an die 
Wand. Sie sind schlechte P s y ­
chologen; denn zwischen den 
Deutschen und manchen unserer 
europäischen Nachbarn mögen 
noch Schatten aus nicht zu 
Ende gelebten Erinnerungen 
stehen, doch sie weichen ja  
gerade um so mehr, je  enger 
und selbstverständlicher w ir 
uns mit' der westlichen Lebens­
gemeinschaft verbünden.

Der Westen völlig einig
Nach der Pariser Konferenz der Außenminisfer

Paris (E ig . M eid.). E in igkeit und ein entschlossenes Ein- 
stehen fü r Berlin  —  das ist das Ergebnis der Pariser Außen­
minister-Konferenz. In  einem Kommunique nach Abschluß der 
Sitzung wurde erk lärt: D ie  Westmächte werden ihre Kochte in 
Berlin  wahren. Sie erkennen die einseitige Aufkündigung des 
Berlin-Status durch die Sowjets nicht an.



Bekenntnis zu Heimat und Frieden
Einlieitsvcrband „Bund der Vertriebenen“ in Berlin gegründet

Berlin  (Eigenbericht). „D ie Völker müssen erkennen, daß das 
Schicksal der deutschen Heimatvertriebenen, w ie aller Flücht­
linge ein W eltproblem  ist, dessen Lösung höchste sittliche Ver­
antwortung und Verpflichtung zu gew altiger Leistung fordert. 
W ir  rufen Völker und Menschen auf, die guten W illens sind, 
Hand anzulegen ans W erk, damit aus Schuld, Unglück, Leid , 
Armut und Elend fü r uns alle der W eg  in eine bessere Zu­
kunft gefunden w ird .“
M it diesen Schlußsätzen aus 

der Charta der deutschen H ei­
matvertriebenen, gegeben zu 
Cannstatt am 5. August 1950, 
wurde eine Feierstunde im 
Schöneberger Rathaus beendet, 
mit der das Einigungswerk der 
beiden großen Vertriebenenver- 
bände (Bund der Vertriebenen/ 
BdV und Verband der Lands- 
mannschaften/VdL) besiegelt 
wurde. Zuvor hatten über hun­
dert D elegierte den neuen V or­
stand gewählt. Vorsitzender 
wurde der CDU-Bundestags- 
abgeordnete und bisherige 
Schatzmeister des B dV  Hans 
Krüger. Seine Stellvertreter 
wurden M inister a. D. Schell- 
haus (VdL/BHE); Bundestags­
abgeordneter Jaksch (V dL  /
S P D ); Dandtagsabgeordneter 
Gossing (BdV/BHE). Dem drei­
zehnköpfigen Vorstand gehören 
u. a. noch der bisherige BdV- 
Vorsitzende Dr. Kather, der 
Sprecher der Landsmannschaft' 
Ostpreußen, Dr. A lfred  G ille, 
der Sprecher der Sudetendeut­
schen, Dr. Lodgman von Auen 
und der Sprecher der Deutschen 
aus Jugoslawien, Dr. Trisch- 
ler, an.
Kein Volk der Welt

Bundesvorsitzender K rüger 
leitete die Feierstunde m it 
einem Bekenntnis zum Hecht 
auf die Heimat ein. Dieses 
Hecht, so sagte er, würde sich 
kein Volk  der W elt nehmen las­
sen. D ie Festlegung der Ost­
grenzen sei ausdrücklich einem 
kommenden Friedensvertrag mit 
Deutschland Vorbehalten, und 
man könne von den Heim atver­
triebenen nicht verlangen, auf 
eine Hechtsgrundlage zu ver­
zichten, die von den Sieger­
mächten ausdrücklich einge­
räumt worden sei. Im  Namen 
der 2,5 M illionen M itglieder des 
Gesamtverbandes (damit ist der 
B dV nach den Gewerkschaften 
der größte Verband in der Bun­
desrepublik) bekannte sich 
K rüger gegen jeden Nationalis­
mus, aber fü r ein gemeinsames

Europa. Im  Herzen dieses 
Europas aber müsse ein lebens­
fähiges Gesamtdeutschland ex i­
stieren. M it einem Bekenntnis 
zu Berlin, dem in seiner be­
drohten Freiheit das Herz a ller 
Vertriebenen gehöre, schloß 
K rü ger seine Ansprache.

Unter den zahlreichen Glück­
wünschen fand ein Grußtele­
gramm des früheren Bundes­
ministers Jakob Kaiser, der 
seine Anteilnahme an dem 
Ein igungswerk m it herzlichen 
W orten  bekundete, langanhal­
tenden Beifa ll der Versamm­
lung.

Ostpreußen in Berlin
„Berlin wählte die Freiheit, 

Ostpreußen wählt Berlin“ — 
mit diesen W orten verkündete

der Berliner Vorsitzende der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
Dr. Matthee, in  einer Presse­
konferenz den einstimmigen Be­
schluß der Gesamtvertretung 
seiner Landsmannschaft, die 
alte Reichshauptstadt zum Ort 
des P fingsttreffens 1959 zu 
machen, über 40 000 Teilnehmer 
werden erwartet; den Höhe­
punkt w ird  am Pfingstsonntag 
die Kundgebung in der „W ald­
bühne“ bilden. W ie  bereits im 
Vorjahr zum Bochumer Treffen  
sollen auch diesmal w ieder 
Einladungen an die polnische 
Presse ergehen. D ie Berliner 
Tagung, von der man sich eine 
besondere W irkung in  den Ost­
raum hinein verspricht, soll 
zwar im Geiste des Hechtes auf 
die angestammte Heimat stehen, 
aber ebenso stark den Verzicht 
auf jeden Revanchismus ver­
künden. Ih re Verbundenheit m it 
Berlin  w ill die Landsmann­
schaft m it der Gründung eines 
„Hauses der Ostpreußen“ in  der 
alten Reichshauptstadt beson­
ders bekunden.

Verstärktes EBP-Aufirags-Finauzierungsprograimn für 1959
Bonn (ap). D ie zwischen den 

Bundesministern Erhard, Etzel 
sowie Lindrath und Vertretern 
des Senats vorgesehenen W ir t­
schaftsbesprechungen werden 
am 20. Dezember in Bonn statt­
finden. Neben den wirtschafts­
politischen Fragen  steht auch 
die Finanzhilfe des Bundes fü r 
Berlin  zur Diskussion. D er Ber­
liner Bundessenator K le in  hatte 
bereits erklärt, daß der Voran­
schlag von 900 Millionen DM 
Berlin-Zuschuß im Bundeshaus­
halt auch im H inblick auf die 
neue Situation der Stadt kaum 
ausreichen wird.

Vom Bundesschatzministerium 
wurde angekündigt, daß neben 
den m it W irkung vom 1. De­
zember in K ra ft  getretenen 
Zinssenkungen für Investitions­
kredite an Berliner Unterneh­
men w eitere Förderungsmaß­
nahmen aus ER P-M itteln  be­
absichtigt seien. Gegebenenfalls 
sollen die M ttel des E R P -A u f- 
trags-Finanzierungsprogrammes 
fü r Berlin im kommenden Jahr 
nochmals verstärkt werden.

Außerdem sei daran gedacht, 
aus dem ERP-Sonderverm ögen 
die Abzahlung für nach Berlin 
gegebene Aufträge abzusichern.

Bundeswirtschaftsminister E r­
hard w ird  voraussichtlich am 
9. Januar nach Berlin kommen, 
um an der Einweihung der 
Akademie für Bergbau und 
Plüttenwesen teilzunehmen. Es 
w ird  angenommen, daß er sich 
dabei auch über die w irtschaft­
liche Situation Berlins an Ort 
und Stelle informiert.

Appell an die Industrie
D er Hauptvorstand der Deut­

schen Angestellten-Gewerkschaft 
DAG forderte in Berlin die in­
dustriellen Großunternehmen im 
Bundesgebiet auf, die Berliner 
W irtschaft ständig zu unter­
stützen. Vom  Januar 1959 an 
w ill die DAG in allen Städten 
des Bundesgebietes regelm äßig 
M itglieder- und Funktionärsver­
sammlungen über die w irt­
schaftliche L a ge  Berlins veran­
stalten. In  Berlin selbst baut 
die DAG ein Jugendheim.



Einkaufsbummel in Ostberlin
Größeres Warenangebot — aber noch größerer Bedarf / Geschenke ohne Glanz

— e. Berlin  (Eigenbericht) 
Bas Schaufenster der sogenannten „D D E “ ist Ostberlin. Bas 

Schaufenster Ostberlins wiederum ist der A lexanderplatz und 
vielleicht noch die Badenfront der Stalinallee. Genau w ie in 
W estberlin  werden je tz t dort die Weihnachtsgeschenke aus­
gesucht, und die Fam ilienväter und Hausfrauen bummeln m it 
ihren K indern durch die Warenhäuser. Was finden sie, w ie 
sieht es dort im  dreizehnten Jahr nach dem K riege  ans? Ent­
hält das reichlicher gewordene Angebot B inge, die auch, den 
Westberliner oder den Westdeutschen reizen konnten?

Das zentral gelegene HO- 
Warenhaus am Alexanderplatz 
ist m it einigen Reihen von 
Glühbirnen zusätzlich festlich 
illum iniert. D ie Menschen strö­
men ein und aus, wenn auch 
der Andrang keineswegs so 
groß ist, w ie in den W estber­
liner Warenhäusern während 
der Vorweihnachtszeit. In  den 
einzelnen Stockwerken künden 
H inweisschilder die W aren an: 
E lektrogeräte, Schuhe, Rund­
funk, Textilien , Lebensm ittel, 
Keram ik, Haushaltsgegenstände 
—  es feh lt eigentlich nichts. 
Aber können sich die Menschen 
auch all diese D inge kaufen?

Geheimnisse der HO
In  einer Ecke hängt eine 

große rote F lagge, auf die mit 
goldenen Buchstaben gestickt 
is t: „Beste Verkaufsstelle im 
sozialistischen W ettbewerb 
1957“ . Sie hängt in der A b te i­
lung Rundfunk und Fernseh­
geräte. W ie  sie verdient wurde, 
b le ib t das Geheimnis des W a­
renhauses, denn m it kaum 
einem A rtike l g ib t es soviel 
Ä rger w ie  m it Fernsehgeräten. 
N icht etwa, w eil die Bildröhre 
des Standardgerätes fü r 1300 
Ostmark wesentlich kleiner ist 
als die der preiswerteren w est­
deutschen Geräte, nicht des­
wegen, w eil häufig Reparaturen 
erforderlich werden, sondern 
w eil die Interessenten sechs bis 
zw ö lf Monate warten müssen, 
bis sie sich das ausgesuchte 
Gerät tatsächlich auch im 
Wohnzimmer aufstellen können.

A u f dem Radioapparat der 
F irm a  Stern in Sonneberg 
prangt ein großes königliches 
Wappen m it arabischen Schrift­
zeichen. Betrachtet man es auf 
der Rückseite, so findet man 
ein kleines Metallschild eines 
arabischen Generalagenten in 
Damaskus. W are, die nicht ab­

gesetzt werden konnte? Auch 
dies bleibt Geheimnis der HO.

Die Länder des kommunisti­
schen Blocks sind vollständig 
vertreten. Schilfmatten aus 
Indo-China hängen neben T ep ­
pichen aus China für 4390 Ost­
mark. M it den alten China-Tep­
pichen, w ie w ir  sie kennen, sind 
sie aber w eder im Dekor noch 
in der Qualität zu vergleichen. 
Der deutsche Teppich im nor­
malen Stubenformat, der da­
neben hängt, kostet „nur“  2300 
Ostmark, überhaupt liegen die 
Pre ise  wesentlich über den 
W estberliner Preisen. Bei R a ­
diogeräten ist es etwa ein 
D rittel, und eine Repräsenta­
tionstruhe m it Fernsehen, P la t­
tenspieler und Tonband kostet 
schlichte 6800 Ostmark. 

Pappkoffer 
und Ersatz-Persianer

W ie  mag es m it Eisschränken 
sein? Man w ird  kreuz und quer 
im Warenhaus umhergeschickt, 
bis man endlich an der E lektro- 
Abteilung landet. „K ü h l­
schränke? D ie haben w ir  gar 
nicht“ , ist die lakonische A n t­
w ort des Verkäufers. Doch 
auch an verschiedenen anderen 
verlockenden Geräten entdeckt 
man m it ein iger Aufmerksam­
keit diskrete Schildchen, auf 
denen „Verkau ft“  steht. D ie in­
teressantesten D inge im Schau­
fenster Ostberlins sind also nur 
zum Ansehen da. Dafür g ib t es 
rollenweise „Ersatz-Persianer“ 
fü r den Mantelkragen, und die 
Stapel m it b illigsten braunen 
Pappkoffern fü llen fast die 
ganze Koffer-Abteilung. N icht 
ein einziger Lederkoffer ist zu 
finden.

Äußerlich ansprechende An­
zugstoffe sind m it durchschnitt­
lich 100 Ostmark etwa doppelt 
so teuer w ie in W estberlin. 
E in K inderwagen kostet 200 bis 
300 Ostmark, ein Teddybär 
28 Ostmark. Bei dem Faltboot

fü r 650 Ostmark w agt man gar 
nicht nach der L ie ferze it zu 
fragen. D ie hölzerne Wasch­
maschine jedenfalls ist „ver­
kau ft“ .

Großer Andrang herrscht da­
gegen in  der Abteilung für 
warme Winterwäsche. Zwei 
Riesenschlangen, in denen es 
immer w ieder heftigen Streit 
um den Vortritt g ibt, haben 
sich vor einem Stand m it 
Handtüchern gebildet. Es gibt 
eine Kostbarkeit, nämlich F ro t­
teehandtücher. Sie sind schmal 
und dünn w ie  ein leichter Schal 
und haben ein Einheits-Blumen­
muster. Sie werden w ie K oh l­
köpfe verkauft, und die Leute 
reißen sich darum.

Nur gegen Ausweis
Der kleine Süßwarenstand ver­

kauft Zuckerhütchen fü r 1,85 
Ostmark das Viertelpfund. Der 
Schokoladen - Weihnachtsmann, 
der bei uns vielleicht 20 P fenn ig 
kosten würde, ist m it 0,83 Ost­
mark ausgezeichnet. Ein kleiner 
Junge möchte einen kaufen. 
Aber die Verkäuferin, die auch 
auf die rote Standarte m it der 
Goldschrift „Beste Verkäuferin 
der Verkaufsstelle im  sozialisti­
schen W ettbew erb“ und die da­
m it verbundene Geldprämie von 
200 Ostmark aus ist, verkauft 
ihn nur gegen Personalausweis. 
Den aber hat der Kn irps nicht 
im  Trainingsanzug. Traurig 
zieht er m it seinen Aluminium­
groschen w ieder ab.

Schon wieder Kochtöpfe
Etwas erfreulicher sieht es in 

den wenigen kleineren P riva t­
geschäften aus. Gelegentlich ein 
hübscher, wenn auch an­
spruchsloser Rauchtisch, sehr 
hübsche kunstgewerbliche Ge­
genstände, und alles zwar mit 
bescheidenen Mitteln, aber doch 
wenigstens etwas mehr L iebe 
dekoriert. Man m erkt an den 
privaten Läden den W ü rgegriff 
der HO, des Konsums, der 
„Wohnraumgestaltung — Staat­
licher Handelsbetrieb M öbel“ 
und w ie  sich die erdrückende 
staatliche Konkurrenz sonst 
noch nennen mag.

Man findet in den Schaufen­
stern schon w ieder Kochtöpfe, 
Gartenwerkzeug, Textilien  und 
andere notwendige Dinge.



Ziel 1000 Stück — Ergebnis: Null
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

B. Berlin  (Eigenbericht). D ie 
A rt der Berichterstattung der 
sowjetzonalen Presse über die 
W estberliner W ahlen zeigt, w ie  
die SED die Vorgänge im 
W esten entstellt. In  E igenbe­
richten veröffentlichen die SED- 
B lätter Schilderungen über 
Wahlbehinderung und über an­
gebliche Verfo lgung von SED- 
Wahlhelfern, die in  W irklich­
keit von der W estberliner P o li-  
zeit geschützt wurden.

H A L L E

1000 SED-W ahlhelfer sollen 
verhaftet sein. D ie W ahl sei 
kein Votum gegen die sow je­
tische Berlin-Note gewesen, 
schreibt die SED-Zeitung „F re i­
heit“ , w eil den W estberlinern 
der T ex t der Note in den 
wesentlichen Punkten vorent­
halten wurde, über das W ahl­
ergebnis schreibt die Zeitung: 
„D ie SPD konnte m it der abso­
luten Mehrheit von 52,6 Prozent 
in das W estberliner Abgeord­
netenhaus einziehen. D ie SED 
erhielt 31 520 Stimmen, das ist 
ein K ern  entschlossener Käm p­
fe r fü r Frieden und Sozialis­
mus. W elche K ra ft  eine solche 
Gruppe von entschlossenen 
Käm pfern aber darstellt, be­
w ies 1917 die Oktoberrevolution 
in Rußland. Dort hat ein Kern  
von nur 40 000 Kommunisten die 
Massen des russischen Pro le ta ­
riats zum Sieg geführt.“ „W ir  
müssen stärker nach W estberlin  
w irken“ , schreibt das Blatt. 
„Es genügt nicht, daß man zur 
Berlin-Note nur ja  sagt. Des­
halb verpflichtete sich die B ri­
gade .Zuschnitt4, einen Export­
auftrag für die Sowjetunion in 
allerbester Qualität auszufüh­
ren. Der VEB Patina hat zu­
sätzlich die Produktion von 
60 Tonnen Feinseife übernom­
men, die nach Belgisch-Kongo 
gelie fert werden sollen.“

„D ie Propagandawalze der 
Bourgeoisie habe die K öp fe der 
W estberliner Bevölkerung ve r­
nebelt“ . schreibt das SED-Blatt 
„F re ihe it“ .

„Rund um die N iethosen“  
lautet eine Diskussion in Halle. 
Fortschrittliche Mütter erklä­
ren: „D iese westliche K leidung 
hat nichts mehr m it sozialisti­
scher Erziehung gemeinsam. 
M it N iethosen fängt es an,

dann kommt ein Hirschfänger, 
und der Schluß ist dann K ö r­
perverletzung, Diebstahl, E in­
bruch und dergleichen mehr.“

C O T T B U S
„M ehr Höflichkeit am K ran­

kenbett.“  Krankenschwestern 
und P fleg e r  sollen liebevoll m it 
den Patienten umgehen. Das 
helfe den Heilungsprozeß zu 
beschleunigen. Der T räger einer 
Krankenbahre habe einer P a ­
tientin nach einer gefährlichen 
Behandlung zugerufen, als sie 
nicht a llein  auf die Bahre kam: 
„Na, heb man deine v ier Buch­
staben, dann w irs t du schon 
’ raufkom m en!4“ (Nachzulesen in  
der „Lausitzer Rundschau“ vom  
9. 12. 1958.)

G Ö R L IT Z

„Z ie l: 1000 Stück —  E rgebn is: 
N u ll.“  D ie „Sächsische Zeitung“ 
berichtet von den Rückständen 
in der Massenbedarfsartikel- 
Produktion : „VEB  Görlitzer
Maschinenbau sollten im  
IV . Quartal bis Jahresende die 
ersten 1000 Stück Haushalts­
maschinen ausliefern. N icht 
eine einzige Maschine w ird  in 
diesem Jahr den Betrieb ver­
lassen. D ie Massenbedarfsgüter­
produktion hinkt meilenweit 
hinter den Plänen hinterher. 
Das ist aber keine technische 
Schwierigkeit, sondern das ist 
ein ideologischer Hemmschuh." 
Es w ird  gefordert, das Säuseln 
m it weichen Plänen durch so­
zialistischen Sturmwind zu er­
setzen.

Geschenksendungen werden 
kontrolliert. Spekulanten und 
Friedensfeinde würden den Ge­
schenkpaketverkehr ausnutzen, 
um unsaubere Geschäfte zu 
machen. D ie Begründung lau­
tet u. a . : „ In  unserer Republik 
g ib t es keine Comics, keine 
revanchistischen Kriegsbücher 
und keine illusionistischen L ie ­
besromane, die besonders die 
Jugend verrohen und auf A b ­
w ege führen. Ihren Verwandten 
und Freunden im  W esten be­
reiten Sie deshalb eine große 
Freude, wenn Sie ihnen einen 
geschmackvollen Bildband über 
den Aufbau in unserer Republik 
schicken. Von Jahr zu Jahr spie­
g e lt sich das immer reicher 
werdende Leben in der Repu­

blik  im Paketverkehr w ider. Es 
hat sich gezeigt, daß die Grenze 
der D D R  nach Westdeutschland 
bedeutend mehr Päckchen pas­
sieren als umgekehrt.“

L E I P Z I G

„G ift —  getarnt als W ort 
Gottes“ schreibt die .L e ip z ig er  
Volkszeitung“ ! Gemeint ist der 
„Neukirchner Abreißkalender“ 
m it dem U ntertitel „D er christ­
liche Hausfreund“. 60 Exem ­
plare von diesem Kalender seien 
allein an einem Tage in  die 
Zone eingeschleust. D ieser K a ­
lender sei ein Sammelbecken 
höchst unchristlicher Hetze, 
w eil er Schmähungen gegen die 
Sowjetunion, Volks-China und 
gegen das sozialistische Lager 
enthalte. 21 338 H etz- und 
Schmutzschriften seien allein 
im letzten Quartal vom Paket- 
kontrollamt L e ip z ig  beschlag­
nahmt, u. a. Schriften w ie „D er 
Stern“ , „Quick“ und „H ör zu“ . 
D ie Paketkontrollstelle zeig t in 
den nächsten Tagen eine W an­
derausstellung in Schulen, Be­
trieben und Institutionen, u. a. 
auch Zahlungsmittel in der 
Cervelatwurst. Manches L ies ­
chen M üller würde dieses G ift 
tropfenweise zu sich nehmen, 
ohne es zu merken.

Preisverstöße aufgedeckt: 
Nach dem 1. Juni dieses Jahres 
seien im Friseurhandwerk P re is ­
verstöße bis zu 20 Prozent auf­
gedeckt worden, ebenso bei E r­
zeugnissen der Harzer Glas-, 
Schmuck- und M etallwarenge­
nossenschaft. Bei Bettwäsche 
hätten sich die Verbrauchern  d- 
preise ebenfalls bis zu 2,50 Ost­
mark pro Stück erhöht. Dage­
gen w ill die Preiskontrollstelle 
angehen.

Maniküre und Pediküre: Am 
M arkt hat VEB  Patina einen 
modernen Kosmetiksalon eröff­
net, der den Bedarf erforschen 
w ill. Der Salon soll sich vor 
allem  den Messegästen anbieten. 
Telefonische Vorbestellungen 
werden über Rufnummer 2 11 06 
angenommen. D ie P re ise : H ö ­
hensonne: 1,25 Ostmark, Mani­
küre m it Lack 2,40 Ostmark; 
Pediküre von 3,50 Ostmark an. 
Gesichtsteilbehandlung 4,50 Ost­
mark, Gesichtsvollbehandlung 
6,50 Ostmark.



Weihnachtskrippen sind in der Zone selten geworden
B . Berlin (Eigenber.). Wenn 

im  Dezember die kürzesten 
T a ge  kommen, dann kommen 
Männer und Frauen aus Ahrens­
felde und Blumenberg, aus 
Prenzlau und Karwe, aus Te l- 
to-w und Stahnsdorf nach W est­
berlin. Sie machen Weihnachts­
einkäufe: Der Junge bekommt 
eine Armbanduhr, das Mädchen 
einen Roman aus der Bundes­
republik, und der Vater kauft 
sich ein Paar gute Schuhe, die 
er wegen der Zollkontrolle 
gleich anzieht (die alten läßt er 
im  Laden). D ie Mutter kauft 
was sie braucht und nicht auf­
fä llt. Der Einkauf in W est­
mark ist zwar nicht b illig , aber 
eine gute W are behält ihren 
W ert.

D ie  Frauen gehen im A n ­
schluß daran ins Kino, das sie 
neuerdings Ost gleich W est be­
zahlen können, und die Männer 
haben sich in soliden Eckknei­
pen der Seitenstraßen des K u r­
fürstendammes versammelt. Das 
W estberliner B ier und der 
durch das Bundesfinanzministe­
rium verb illig te Korn  schmek- 
ken doch noch erheblich besser 
als drüben im Osten, von der 
Qualität der Rauchwaren ganz 
zu schweigen. Es sind meistens 
Bauern, die nicht allein v/egen 
des Bieres hierher kommen, es 
sind erprobte Freunde, die hier 
im  Hinterzimmer eine A rt 
Stammtisch haben, und die sich 
einmal ein ige Stunden offen und 
fre i aussprechen wollen. Das 
braucht der Mensch und vor 
allem der Mensch aus der Zone.

Viele Freunde fehlen
D ie Ernte ist halbwegs gut 

ausgefallen, so daß sie sich 
schon einmal einen Umtrunk in 
W estberlin leisten können. Sie 
denken jetzt an die Kollegen, 
die dem Druck nicht ausweichen 
konnten und in die landwirt­
schaftlichen Produktionsgenos­
senschaften eintreten mußten. 
Sie haben in der vorigen 
W oche ihre Arbeitseinheiten ab­
gerechnet und, so sagte einer, 
als er die Abrechnung sah, cs 
wäre am besten gewesen, wenn 
er noch Geld von zu Hause m it­
gebracht hätte. Sie, die weni­
gen freien Bauern, kommen ja 
noch hin, wenn auch die Steuern 
hart drücken und der Mangel

an Arbeitskräften dazu zw ingt, 
a lle K rä fte  vom  frühen Morgen 
bis in  die tiefe Nacht anzu­
spannen..

Im  ganzen w ird  es trotz des 
Gänsebratens ein trübes Fest 
werden, selbst wenn an den 
Weihnachtstagen, w ie sonst im­
mer, das elektrische L icht nicht 
abgeschaltet werden sollte. E in­
zelne Fam ilien werden einander 
besuchen, und dann w ird  man 
sich derer erinnern, die am 
letzten Weihnaehtsfest noch im 
D orfe waren, und m it denen 
man sich noch aussprechen 
konnte. Da w ar der A rzt Dr. K , , 
der nicht nur Medikamente ge­
gen die Halsentzündung ver­
schrieb, sondern der auch ein­
mal ein Wort' über die w irk ­
liche L a ge  sagte. E r hat die 
ew igen Bespitzelungen nicht 
mehr aushalten können und ist 
in den W esten geflohen. Es war 
fü r den fünfzigjährigen Mann 
auch nicht leicht, noch einmal 
ganz von vorn anzufangen und 
eine Praxis neu aufzubauen.

FDJ-Dienst an Feiertagen
D ie Volkszählung, die am 

15. Januar in der Sowjetzone 
stattfinden sollte, ist auch ver­
schoben worden. Die Machtha­
ber wußten noch nicht recht, 
w ie  sie es den Menschen ein­
gestehen sollten, daß drei M il­
lionen Menschen fliehen muß­
ten. Erst in den letzten Tagen 
wurden Zahlen über den Bevöl­
kerungsschwund in den märki­
schen Städten bekannt, die ge­
radezu erschütternd waren. 
Potsdam, das 1939 135 892 E in­
wohner zählte, hatte im vo ri­
gen Jahre nur noch 115 934 E in­
wohner. Brandenburg verlor 
8000 Einwohner, ebensoviel 
Eberswalde und Oranienburg, 
nur diejenigen Ortschaften, wo 
eine Industrie auf gebaut w or­
den war, hatten leicht zugenom­
men. Dafür aber waren die 
D örfer von der männlichen 
Jugend entblößt worden, denn 
diese jungen Menschen muß­
ten entweder zur Volksarmee, 
zum Grenzschutz oder zur Vopo, 
oder aber sie waren zur Indu­
strie gegangen, w eil sie hier 
besser verdienten.

Am traurigsten w ird  das 
Weihnachtsfest für die K inder 
aussehen. Weihnachtskrippen

und Weihnachtsengel sind rar 
geworden in der Zone, und 
Weihnachtslieder werden nur 
im  verborgenen geübt. Für die­
ses Weihnachtsfest haben sich 
die Machthaber etwas Beson­
deres einfallen lassen, um den 
K indern die Weihnachtsfreude 
zu verderben. An beiden Fest­
tagen wurde nachmittags Dienst 
angesetzt zum zehnjährigen 
Jubiläum der — Thälmann­
pioniere. Zu diesem Zweck sol­
len die K inder ein Gedicht von 
Arnold Zweig lernen:

„Laß t Euch versichern in aller 
Puhe, Friedensstärkung ist 
unser einziger Zweck / Dar­
um putzt m it Foster Dulles 
Speck, Berliner, Eure Schuhe. 
/ Sperrt den kalten K r ie g  in 
die Truhe und w erft den 
Schlüssel dazu weg. / W erft 
ihn in die tiefe Spree, daß 
ihn keiner wiederseh. / Und 
freut Euch zu Silvester gleich 
Eurem Nachbar.“
Das einzige, was noch geblie­

ben ist, das sind die W eih­
nachtsmänner aus Schokolade. 
Natürlich sind es sozialistische 
Weihnachtsmänner, und w ir 
lesen darüber: „D er volkseigene 
Betrieb Elbflorenz in Dresden, 
die größte Süßwarenfabrik der 
Sowjetzone, hat bei der H er­
stellung von Schokoladen-Weih­
nachtsmännern einen sechstägi­
gen Planvorsprung erreicht. Zu 
diesem Betrieb gehört auch eine 
Marzipanfabrik, die seit Anfang 
dieses Jahres als einziges W erk 
in der D D R  aus Mandeln bzw. 
Aprikosenkernen und Staub­
zucker das begehrte Marzipan 
und Persipan herstellt.“

Weihnachten soll einen neuen 
Inhalt bekommen, Au f den 
Weihnachtstisch der K inder wie 
auf den Weihnachtsmarkt gehö­
ren der Pionierplan, der Pionier- 
Expreß und das Rote Buch der 
guten sozialistischen Taten.

Das Weihnachtsfest fü r die 
Erwachsenen gestaltet die A g it­
propgruppe der VEB Film fabrik 
W olfen , sie nennt sich „Papri­
kaschoten — scharf, w ürzig und 
selbstverständlich r o t !“

Und die Bauern aus Ahrens­
felde stellen fest, daß der Ein­
zelbauer E. T. wegen grober 
Vernachlässigung der A b lie fe­
rungspflicht zu einem Jahr Ge­
fängnis verurteilt wurde.



Der Bundeskanzler sprach mit Brandt
Tolle Übereinstimmung über Pariser Konferenz — Streit um Berlin-Besuch begraben

Bonn (ap). Bundeskanzler Adenauer und der Regierende  Bür­
germeister von Berlin, W illy  Brandt, haben in einem einstün- 
digen Gespräch die Berlin-Situation erörtert und dabei volle 
Übereinstimmung erzielt. W ie  von beiden Seiten m itgeteilt 
wurde, diente die Aussprache dem Zweck, „eine möglichst ein­
heitliche und wirksame Vertretung der Interessen Berlins“ zu 
gewährleisten.
Brandt erklärte nach der Be­

sprechung: „W as die Verhand­
lungen in Paris betrifft, so 
stimmen unsere Ansichten über­
ein.“  Das einstündige Gespräch 
im  Bhön ic r fe r  H eim  des Kanz­
lers ergab ferner, „daß die in 
den letzten Tagen erörterten  
Fragen, die sich auf den Besuch, 
des Bundeskanzlers in Berlin  
bezogen, in beiderseitigem  E in­
verständnis als erled igt be­
trachtet werden.“  Damit darf 
die Kontroverse um den Ber­
lin-Besuch des Kanzlers, der 
zu offiziellen Erklärungen der 
Berliner Senatskanzlei und der 
Bundesregierung geführt hatte, 
als abgeschlossen betrachtet 
werden. Brandt betonte vor 
Pressevertretern: „E ine V er­
stimmung zwischen uns g ib t es 
nicht.“ Sofern es eine gegeben

Einigung in Genf
D ritter V eriragsartikel g eb illig t
Genf (ap). D ie drei Atom ­

mächte erzielten in Genf Über­
einstimmung auch über den 
dritten A rtike l eines Vertrages 
zur kontrollierten Einstellung 
aller Kernwaffenversuche. Sie 
legten darin die Organe der ge­
planten Kontroll-Organisationen 
fest.

Dem Vernehmen nach soll die 
Organisation aus einer Kon­
trollkommission, einer K on fe­
renz a ller M itgliedstaaten des 
Abkommens, einem Stab zur 
Überwachung des Testverbotes 
und einem Adm inistrator be­
stehen. Funktionen und Macht­
befugnisse der Kontroll-O rga­
nisationen sollen noch nicht 
definiert worden sein.

Politische Beobachter in Genf 
vertreten die Ansicht, daß die 
Westmächte bereit seien, den 
M itgliedern der Kontrollkom ­
mission in Fragen  des Budgets 
und bei der W ahl des Adm ini­
strators das Vetorecht zuzuge­
stehen, nicht jedoch in allen 
anderen Fragen, welche die 
Tätigkeit der überwachungs­
gruppen betreffen.

habe, sei sie jedenfalls be­
seitigt.

Gute Atmosphäre
Das Gespräch, an dem auch 

Bundesaußenminister von Bren­
tano und der Vertreter Berlins 
in  Bonn, Senator K lein, teil- 
nahmen, fand dem Vernehmen 
nach in  einer guten Atmosphäre 
statt. Adenauer unterrichtete 
Brandt eingehend über die Ge­
sichtspunkte, die von deutscher

B erlin  (Eigenbericht). Der 
Landesvorstand der Berliner 
CDU hat beschlossen, auf ein 
o ffiz ie ll übermitteltes Verhand­
lungsangebot der SPD einzu­
gehen und m it den Sozialdemo­
kraten Verhandlungen über die 
Zusammenarbeit beider Parteien 
in  einer neuen Senatskoalition 
zu führen. W ie  Landespartei­
vorsitzender Bundesminister 
Lem m er vor Pressevertretern 
m itteilte, werden diese V er­
handlungen bereits in  diesen 
Tagen  stattfinden. Lem m er 
äußerte die Ansicht, beide P a r­
teien  hätten nicht die Absicht, 
„Posten- oder Ämterhandel“  zu 
treiben, sondern seien in Anbe­
tracht der politischen Situation 
Berlins gew illt, rasch zu einer 
E in igung zu gelangen.

F ü r die Koalitionsverhandlun­
gen m it der SPD  hat die CDU 
eine Kommission ernannt, der 
Lem m er, Amrehn., Endres und 
W o lff angehören. In  einem 
Kommunique w ird  ergänzend 
darauf hingewiesen, daß die 
Wählerschaft der CDU seit 1948 
von rund 258 000 auf über 
600 000 angewachsen sei. Darin 
ze ige  sich das wachsende Ver­
trauen, das die CDU in der Be­
völkerung Berlins „dank ihrer 
konsequenten M itarbeit in der 
Verantwortung“ zu erringen 
vermochte. In  dem Kommuni­
que heißt es weiter, „aus dem

Seite bei der bevorstehenden 
Konferenz in. Paris zur Geltung 
gebracht werden sollen. Von 
der Berliner Vertretung wurde 
noch einmal versichert, daß 
Brandt, w ie vorgesehen, Gele­
genheit haben werde, den 
Außenministern der USA, 
Frankreichs und Großbritan­
niens seine Gesichtspunkte un­
m ittelbar vorzutragen. Der Bun­
deskanzler wiederholte seine 
Bereitschaft, im  Zusammenwir­
ken m it dem Berliner Senat da­
fü r zu sorgen, daß der Bund 
in  der gegenwärtigen po liti­
schen L a ge  in  verstärktem 
Maße in  wirtschaftlicher H in ­
sicht fü r  Berlin  tä tig  sein 
werde.

Bewußtsein dieser Verantwor­
tung fü r Berlin und angesichts 
der Bedrohung unserer Stadt“ 
gehe die CDU auf das ihr heute 
von der SPD o ffiz ie ll m itgeteilte 
Angebot ein. F ü r den Ausgang 
der Verhandlungen werde be­
stimmend sein, „ob die nahezu 
40 Prozent unserer Berliner 
Bürgerschaft, d ie der CDU ihre 
Stimme gegeben haben, in  der 
Stadt und in  den Bezirken als 
echte Partner in  der Verantwor­
tung betrachtet werden“. Der 
CDU komme es entscheidend 
darauf an, eine Gemeinsamkeit 
der politischen Zielsetzung zu 
erreichen, d ie der Freiheit und 
der Sicherheit der Berliner B e­
völkerung diene.

Lem m er teilte ferner m it, 
daß die Diskussion über die 
Koalitionsfrage vom  Vorstand 
und den 20 Kreisvorsitzenden 
sehr sachlich geführt worden 
sei. E in ige hätten sich fü r eine 
Opposition der CDU ausge­
sprochen. Sein eigenes A rgu ­
ment fü r eine Koalition  sei ge­
wesen, daß man im  Augenblick 
in  Berlin  keine Parteipolitik  
machen könne. Eine Abstim ­
mung habe im  Vorstand nicht 
stattgefunden. D ie SPD werde 
voraussichtlich bei den V er­
handlungen von einem Stärke­
verhältnis im  Senat von  7 : 5 
ausgehen. Unter Umständen 
werde eine Senatsverwaltung 
aufgelöst.

CDU d is k u t ie r t  SPD-Angebot
Berliner Koalitionsgespräelie über Neubildung des Senats



Bundeskanzler Adenauer und der Regierende Bürgermeister Brandt besprachen im 
Khöndorfer Heim Adenauers die Berliner Situation. — U n t e n :  NATO im Gespräch 
über Berlin: die vier Außenminister Lloyd, Bulles, Couve de Murville u. v. Brentano.


